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Antrag 

der Fraktion der SPD 


Neuregelung des Finanzausgleichs zwischen Bund und Ländern 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Zwischen den Ländern der Bundesrepublik Deutschland 
besteht ein erhebliches Gefälle in ihrer Leistungskraft; eine 
weitere Auseinanderentwicklung ist geradezu vorprogram- 
miert. Die wirtschaftsstrukturellen Probleme einzelner Länder 
und Regionen - etwa bei Kohle, Stahl und den Werften - 
drohen sich zu verfestigen und führen mit ihren Auswirkungen 
auf dem Arbeitsmarkt zu gravierenden Haushaltsbelastungen. 

In dieser Situation ist es Aufgabe des Bundes, mit allen verfüg- 
baren Mitteln, vor allem aber mit seiner Wirtschafts- und 
Finanzpohtik, darauf hinzuwirken, daß die Einheitlichkeit der 
Lebensverhältnisse und gleiche Entwicklungschancen in allen 
Ländern der Bundesrepubhk Deutschland gegeben sind. Kon- 
kret gehört zu dieser Verantwortung des Bundes: 

— allen Ländern eine hinreichende Finanzausstattung zu 
ermöglichen, damit sie ihre verfassungsrechtlichen Auf- 
gaben selbstverantwortlich wahrnehmen und ihre eigene 
Staathchkeit entfalten können; 

— entsprechend dem föderalen Prinzip beizutragen, daß das 
Leistungsgefälle zwischen den Ländern abgebaut wird; hier 
besteht eine gesamtstaathche Mitverantwortung des 
Bundes. 

2. Länderfinanzausgleich und Bundesergänzungszuweisungen 
können diese Ausgleichsfunktion nicht allein erfüllen. Notwen- 
dig ist ihre Einordnung in ein Gesamtkonzept der regionalen 
Entwicklung, das alle Maßnahmen des Bundes mit Finanzaus- 
gleichswirkung umfaßt. 

3. Dieser Gestaltungsaufgabe wird die Bundesregierung nicht 
gerecht. Länderfinanzausgleich und Bundesergänzungszuwei- 
sungen sind micht in ein Gesamtkonzept eingebettet. Der iso- 
herte Vorschlag zur Neuregelung des Länderfinanzausgleichs 
ist zudem vorwiegend von taktischen Überlegungen mit Blick 
auf potentielle Mehrheiten unter den Ländern geprägt, obwohl 
das Bundesverfassungsgericht die besondere Rolle des Bundes 
bei der Regelung des Finanzausgleichs betont hatte. 
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Der Gesetzentwurf der Bundesregierung leistet insgesamt 
nicht den notwendigen und möglichen Beitrag zum Abbau 
regionaler Ungleichgewichte. 

4. Nach dem Urteil des BVerfG vom 24. Juni 1986 sind bei der 
Regelung des Finanzausgleichs 

— die Entscheidungsgrundlagen zu verobjekti vieren; die maß- 
gebenden Verteilungsgesichtspunkte und Ausgleichsziele 
sind zu benennen und nachvollziehbar zu begründen; 

— sowohl die einzelnen Stufen und Instrumente des Finanz- 
ausgleichs jeweils für sich genommen als auch das Gesamt- 
ergebnis angemessen auszugestalten; nicht ausreichend ist 
es, nur die Angemessenheit eines Gesamtergebnisses zu 
behaupten. 

An diesen Anforderungen gemessen sind die Regelungen des 
Gesetzentwurfs unzulänglich und im einzelnen nicht nachvoll- 
ziehbar begründet: 

— So ist die Erhöhung des Ansatzes der kommunalen Finanz- 
kraft von bisher 50 % auf nunmehr 60 % nicht ausreichend 
begründet worden; 

— auch wird ohne Begründung gelassen, weshalb die Ansätze 
für Hafenlasten gleichmäßig pauschal verdreifacht werden 
sollen. Angesichts der nachgewiesenen tatsächlichen Kosten 
der Seehäfen fehlt eine schlüssige Darstellung, wie mit den 
vorgeschlagenen Beträgen eine angemessene Abgeltung 
der tatsächlichen Aufwendungen in den Häfen bewirkt wer- 
den soll; 

— zudem soll die stadtstaatliche Einwohnerwertung - unter 
Hinweis auf ein Gutachten des Ifo-lnstituts für Wirtschafts- 
forschung - unverändert bleiben. Angesichts der im Gutach- 
ten enthaltenen Bandbreiten hätte die Bundesregierung 
eigene Angemessenheitserwägungen zur Erfassung der 
strukturellen Eigenart der Stadtstaaten anstellen müssen. 
Sie hätte darstellen müssen, ob und inwieweit die Stadtstaa- 
ten mit der ihnen zugebilligten Finanzausstattung künftig 
ihre Aufgaben eigenständig und eigenverantwortlich wer- 
den erfüllen können. 

5. Auch bei der Regelung der Bundesergänzungszuweisungen 
läßt der Gesetzentwurf der Bundesregierung nachvollziehbare 
Begründungen vermissen. So hat die Bundesregierung 

— ohne finanzwirtschaftliche Begründung gelassen, warum 
diese Zuweisungen auf dem Niveau des Jahres 1987 festge- 
schrieben werden sollen. Es kann im gesamtstaatlichen 
Interesse nicht hingenommen werden, daß der Bund ver- 
sucht, sich schrittweise aus einer Mitverantwortung für die 
finanzschwachen Länder zurückzuziehen und diese Auf- 
gabe allein den finanzstarken Ländern zuzuschieben; 

— nicht deutlich gemacht, 

O warum und aufgrund welcher finanzwirtschaftlichen 
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Überlegungen die Bedarfszuweisungen für überpropor- 
tionale Kosten der politischen Führung in kleinen Län- 
dern nur an bestimmte Länder und nur in der vorgeschla- 
genen Höhe sachgerecht sein sollen; 

O nach welchen Kriterien und in welcher Höhe eine Abgel- 
tung einer Haushaltsnotlage erfolgen soll, um einen nach- 
haltigen Beitrag zur Bewältigung der Notlage und zur 
Sicherung der Eigenstaatlichkeit zu leisten; 

— nicht dargelegt, warum aus dem plafondierten Volumen der 
Nachteilsausgleich und die Sonderlasten gezahlt werden 
sollen und weshalb die dadurch bewirkte Kürzung der 
schlüsselmäßigen Zuweisungen angemessen sein soll; 

— nicht erklärt, warum die beiden durch den Nachteilsaus- 
gleich begünstigten Länder ihren eigenen Nachteilsaus- 
gleich mitfinanzieren sollen; der Bund ist hier vielmehr auf- 
gefordert, wegen seiner Mitverantwortung für die nicht ver- 
fassungskonforme Verteilung der BEZ in der Vergangenheit 
zusätzliche Mittel für den Nachteilsausgleich bereitzu- 
stellen. 

6. Der Deutsche Bundestag stellt fest, daß der vorliegende 
Gesetzentwurf der Bundesregierung 

— wegen der mangelnden Einordnung in ein Gesamtkonzept 
zum Abbau regionaler Unterschiede, 

— wegen der fehlenden bzw. unzureichenden Ableitung und 
Begründung im einzelnen 

keine ausreichende Grundlage für eine sachgerechte und ver- 
fassungskonforme Neuordnung des bundesstaatlichen Finanz- 
ausgleichs sein kann. 

Bonn, den 16. September 1987 

Dr. Vogel und Fraktion 
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